
Auch der angesehene US-Professor Noam Chomsky untersucht die Situation der USA  
nach dem "Verschuldungsgrenzen-Kompromiss" und hält ihren wirtschaftlichen und politi -
schen Niedergang für unumkehrbar. 

Die USA im freien Fall
Von Noam Chomsky

INFORMATION CLEARING HOUSE, 06.08.11
( http://www.informationclearinghouse.info/article28767.htm )

"Es ist eine weit verbreitete Ansicht, dass sich die USA, die von der Welt noch vor wenigen 
Jahren als ein Koloss mit unvergleichlicher Macht und unübertroffener Anziehungskraft be-
jubelt wurden, im freien Fall befinden und endgültig unterzugehen drohen," schreibt Giaco-
mo Chiozza in der gegenwärtigen Ausgabe der Zeitschrift Political Science Quarterly.

Diese Ansicht ist tatsächlich weit verbreitet. Und das mit Recht, obwohl noch einige Berei-
che funktionieren.  Zunächst  sei  festgestellt,  dass der  Niedergang der  US-Macht  sofort  
nach ihrem Höhepunkt am Ende des Zweiten Weltkriegs begann, und dass die begeistert  
gefeierten "Erfolge" nach den Golfkriegen in den 1990er Jahren nur einer Selbsttäuschung 
entsprangen. 

Eine weitere Ansicht, die mindestens unter denen weit verbreitet ist, die sich nicht absicht-
lich blind stellen, ist die Erkenntnis, dass der Niedergang der USA in nicht geringem Maße 
selbst verschuldet ist. Die komische Oper, die in diesem Sommer in Washington aufge-
führt wurde, hat die US-Amerikaner angewidert und die Welt aufgeschreckt, und dürfte kei-
ne Entsprechung in den Annalen der parlamentarischen Demokratie haben. 

Über  diese  Inszenierung  sind  sogar  die  Sponsoren  dieses  Theaters  erschrocken.  Die 
mächtigen Konzernherren müssen befürchten, dass die Extremisten, die sie selbst in den 
Kongress gehievt haben, das Konstrukt zum Einsturz bringen könnten, dem sie ihren eige-
nen Reichtum und ihre Privilegien verdanken – ihren zuverlässigen Zuchtmeister-Staat, 
der ihnen bisher so nützlich war. 

Die Einflussnahme der Konzernherren auf die Politiker und die Gesellschaft – die bis jetzt  
größtenteils über Geldzuwendungen praktiziert wurde – hat nun einen Punkt erreicht, an 
dem die beiden politischen Organisationen, die in ihrem heutigen Zustand kaum noch et-
was mit traditionellen Parteien zu tun haben, weit rechts von der Bevölkerung stehen und 
sich nicht mehr um deren Hauptprobleme kümmern. 

Für die US-Öffentlichkeit ist die Arbeitslosigkeit das wichtigste Problem. Unter den gegen-
wärtigen Umständen kann diese Krise nur durch umfangreiche Investitionen der Regie-
rung bekämpft werden, die weit über die bis jetzt getätigten hinausgehen; die haben zwar  
nicht ausgereicht, den Rückgang der Ausgaben der US-Bundesstaaten und Kommunen 
aufzufangen – aber sogar diese begrenzte Initiative hat wahrscheinlich Millionen von Jobs 
gerettet. 

Für die Finanzinstitutionen ist das Haushaltsdefizit das Hauptproblem. Deshalb wird auch 
nur darüber diskutiert. Nach einer Umfrage, die von der Washington Post und ABC News 
durchgeführt wurde, ist die große Mehrheit der Bevölkerung dafür, das Defizit durch eine 
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höhere Besteuerung der sehr Reichen zu senken [72 Prozent dafür, 27 Prozent dagegen].  
Die Kürzung der Gesundheitsprogramme wird hingegen von einer ebenso großen Mehr-
heit  abgelehnt  [69  Prozent  der  Bevölkerung  sind  gegen  Kürzungen  bei  Medicaid  (s. 
http://de.wikipedia.org/wiki/Medicaid ), und 78 Prozent lehnen Kürzungen bei Medicare (s. 
http://de.wikipedia.org/wiki/Medicare_%28Vereinigte_Staaten%29 ) ab.] Beschlossen wur-
de aber das genaue Gegenteil dessen, was die Bevölkerung eigentlich will. 

Das Program on International Policy Attitudes / PIPA (das Programm zur Untersuchung in-
ternationaler politischer Einstellungen, s.  http://en.wikipedia.org/wiki/Program_on_Interna-
tional_Policy_Attitudes ) hat nachgeforscht, wie die US-Bevölkerung das Defizit beseitigen 
würde. PIPA-Direktor Steven Kull schreibt: "Die Regierung und die republikanische Mehr-
heit im Repräsentantenhaus liegen hinsichtlich der Reduzierung des Defizits völlig neben 
den Absichten und Prioritäten der Öffentlichkeit."

Die PIPA-Umfrage belegt die total konträren Ansichten: "Die größten Meinungsunterschie-
de bei den Ausgaben bestehen darin, dass die Öffentlichkeit tiefe Einschnitte bei den Ver-
teidigungsausgaben fordert, die Regierung und die Mehrheit des Repräsentantenhauses 
die Militärausgaben aber trotzdem noch leicht erhöhen wollen. Die Öffentlichkeit fordert 
auch höhere Ausgaben für die Berufsausbildung, für das Bildungswesen und für die Be-
kämpfung der Umweltverschmutzung, als die Regierung und das Repräsentantenhaus be-
willigen wollen."

Der geschlossene "Kompromiss" – der zutreffender als Kapitulation vor den Ultrarechten 
bezeichnete werden sollte – beinhaltet das genaue Gegenteil und wird höchstwahrschein-
lich das Wachstum noch weiter verlangsamen und langfristig allen US-Bürgern schaden – 
außer den Reichen und den Konzernen, die sich über Rekordgewinne freuen können. 

Es wurde noch nicht einmal darüber gesprochen, dass das Defizit  zu beseitigen wäre,  
wenn das zerrüttete privatisierte System der Gesundheitsfürsorge in den USA durch ein in 
anderen Industriestaaten übliches System ersetzt würde; Wirtschaftswissenschaftler Dean 
Baker hat nachgewiesen, dass mit einem anderen System, das gleichwertig oder sogar 
besser als unser jetziges System ist, die Hälfte der Pro-Kopf-Kosten eingespart werden 
könnte.

Die Finanzinstitutionen und die großen Pharmakonzerne sind aber so mächtig, dass die 
Einführung eines anderen Systems noch nicht einmal in Betracht gezogen werden kann, 
obwohl sie zu realisieren wäre. Aus ähnlichen Gründen wurden auch andere wirtschaftlich 
vernünftige Optionen wie eine moderate Steuer auf Finanztransaktionen überhaupt nicht in 
Erwägung gezogen. 

Stattdessen hat die Wall Street neue Geschenke zu erwarten. Das House Appropriations 
Committee  (der  Haushaltsausschuss  des  Repräsentantenhauses,  s.  http://en.wikipe-
dia.org/wiki/United_States_House_Committee_on_Appropriations ) hat das Budget für die 
Securities  and  Exchange  Commission  (die  Börsenaufsichtsbehörde  der  USA,  s. 
http://de.wikipedia.org/wiki/United_States_Securities_and_Exchange_Commission )  be-
schnitten, obwohl gerade die hohe Barrieren gegen Finanzbetrügereien errichten könnte. 
Auch die Consumer Protection Agency (die Verbraucherschutzagentur, s. http://www.ftc.-
gov/bcp/ ) dürfte nicht ungeschoren davon kommen. 

Der Kongress hat andere Waffen für seinen Kampf um die Zukunft der kommenden Gene-
rationen ausgewählt.  Angesichts  der  Opposition  der  Republikaner  gegen den Umwelt -
schutz hat American Electric Power, ein wichtiger Stromlieferant, "die wichtigste US-Maß-
nahme zum Umweltschutz – die Reduzierung des Kohlendioxyd-Ausstoßes aus Kohle-
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kraftwerken – erst einmal aufgeschoben und damit allen Bemühungen um die Einschrän-
kung der für die Erderwärmung verantwortlichen Emissionen einen heftigen Schlag ver-
setzt," berichtete die New York Times. 

Diese Schläge, die sich die US-Wirtschaft selbst zufügt, werden zwar immer heftiger, sind 
aber keine neue Erscheinung. Sie begannen bereits in den 1970er Jahren, als die Wirt-
schaftspolitik der USA gewaltige Veränderungen erlebte, die heute als "das Goldene Zeit-
alter" des Staatskapitalismus glorifiziert werden. 

Zwei Hauptelemente dieser Veränderung waren die Erfindung der "Finanzindustrie" [der 
Wechsel der Investoren von der industriellen Produktion in den so genannten FIRE-Sektor 
– Finance, Insurance and Real Estate (Finanzmarkt, Versicherungen und Immobilien)] – 
und  das  Offshoring  der  Produktion  (die  Verlagerung  industrieller  Arbeitsplätze  ins 
Ausland). Der ideologische Triumph der "Doktrin des freien Marktes," die wie immer sehr 
selektiv gehandhabt wurde, verursachte weitere Schläge, wie die Deregulierung, die neu-
en Formen des Konzernmanagements mit überhöhten Bonuszahlungen für kurzfristig er-
zielte Erfolge und andere politischen (Fehl-)Entscheidungen. 

Die daraus resultierende Konzentration des Reichtums verschaffte den Konzernen noch 
größere politische Macht und ließ schnell einen Teufelskreis entstehen, der einem Bruch-
teil der US-Amerikaner – etwa einem Prozent – zu außergewöhnlichem Reichtum verhalf;  
bereichern  konnten  sich  hauptsächlich  CEOs  von  Großkonzernen  (s.  http://de.wikipe-
dia.org/wiki/Chief_Executive_Officer ),  Hedgefonds-Manager  und  ähnlich  Privilegierte, 
während die Einkommen der überwiegenden Mehrheit der Bevölkerung bestenfalls stag-
nierten. 

Parallel dazu explodierten die Wahlkampfkosten und trieben beide Parteien immer tiefer in 
die Abhängigkeit  von den Konzernen.  Was noch von der  politischen Demokratie übrig 
war, wurde von beiden Parteien dadurch weiter untergraben, dass sie führende Positionen 
im Kongress an den Meistbietenden (Konzern) versteigerten, wie der Politökonom Thomas 
Ferguson in der Financial Times nachgewiesen hat. 

"Die beiden großen Parteien übernahmen eine Praxis der großen Einzelhandelskonzerne 
Walmart, Best Buy oder Target," schreibt Ferguson. "In keinem anderen Parlament der 
entwickelten  Welt  werden  –  wie  bei  den  US-Kongressparteien  üblich  –  Preise  für  die 
Schlüsselpositionen im Gesetzgebungsprozess festgelegt."  Die Abgeordneten, die ihren 
jeweiligen Parteien das meiste Geld dafür bieten, erhalten diese Posten. 

Nach Ferguson hat das dazu geführt, dass sich die Debatten "auf die endlose Wiederho-
lung einer Hand voll Slogans beschränken, die sich als erprobte Köder für die Anlockung 
von Investoren und Interessengruppen erwiesen haben, von denen sich die Parteiführun-
gen finanzielle Zuwendungen erhoffen." Der Staat kann kann derweil zugrunde gehen. 

Vor dem Finanzcrash im Jahr 2007, für den die neuen, aus dem "Goldenen Zeitalter" her-
vorgegangenen  Finanzinstitutionen  größtenteils  verantwortlich  waren,  hatten  diese  er-
schreckend viel wirtschaftliche Macht errungen und ihren Anteil an den Konzernprofiten 
mehr als verdreifacht. Nach dem Crash begannen mehrere Wirtschaftswissenschaftler, die 
Funktion (der Finanzindustrie) im Rahmen der Wirtschaft zu untersuchen. Nobelpreisträ-
ger Robert Solow (s.  http://de.wikipedia.org/wiki/Robert_M._Solow ) beschrieb ihren Ein-
fluss als eher negativ. "Ihre Erfolge tragen wahrscheinlich wenig oder nichts zur Leistungs-
fähigkeit der realen Wirtschaft bei, aber die von ihr verursachten Katastrophen bewirken, 
dass von den Steuerzahlern aufgebrachtes Geld den Finanzhaien zufließt."
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Durch die Zerstörung der Reste der politischen Demokratie beschleunigt die Finanzindus-
trie das Sterben (der USA) – so lange ihre Opfer still vor sich hin leiden und das einfach 
hinnehmen. 

[Das neuste Buch Noam Chomskys heißt "9-11: Tenth Anniversary"  (11.9.:  Der zehnte 
Jahrestag) Chomsky ist ein emeritierter Professor für Linguistik und Philosophie, der am 
Massachusetts Institute of Technology in Cambridge gelehrt hat. Er hat auch dutzende Bü-
cher über die US-Außenpolitik verfasst.]

(Wir haben den informativen Chomsky-Artikel  komplett  übersetzt  und mit  Ergänzungen  
und Links in runden Klammern versehen. Die Anmerkungen in eckigen Klammern stam-
men vom Autor selbst. Weitere Informationen über Noam Chomsky sind aufzurufen unter  
http://de.wikipedia.org/wiki/Noam_Chomsky . Anschließend drucken wir  den Originaltext  
ab.)
________________________________________________________________________

America In Decline
By Noam Chomsky

August 06, 2011 "Information Clearing House" --“It is a common theme” that the United 
States, which “only a few years ago was hailed to stride the world as a colossus with un-
paralleled power and unmatched appeal is in decline, ominously facing the prospect of its  
final decay,” Giacomo Chiozza writes in the current Political Science Quarterly.

The theme is indeed widely believed. And with some reason, though a number of qualifica-
tions are in order. To start with, the decline has proceeded since the high point of U.S. 
power after World War II, and the remarkable triumphalism of the post-Gulf War '90s was 
mostly self-delusion.

Another common theme, at least among those who are not willfully blind, is that American 
decline is in no small measure self-inflicted. The comic opera in Washington this summer,  
which disgusts the country and bewilders the world, may have no analogue in the annals 
of parliamentary democracy.

The spectacle is even coming to frighten the sponsors of the charade. Corporate power is  
now concerned that the extremists they helped put in office may in fact bring down the edi -
fice on which their own wealth and privilege relies, the powerful nanny state that caters to  
their interests.

Corporate power’s ascendancy over politics and society – by now mostly financial – has 
reached the point that both political organizations, which at this stage barely resemble tra-
ditional parties, are far to the right of the population on the major issues under debate.

For the public, the primary domestic concern is unemployment. Under current circumstan-
ces, that crisis can be overcome only by a significant government stimulus, well beyond 
the recent one, which barely matched decline in state and local spending – though even 
that limited initiative probably saved millions of jobs.
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For financial institutions the primary concern is the deficit. Therefore, only the deficit is un-
der discussion. A large majority of the population favor addressing the deficit by taxing the 
very rich (72 percent, 27 percent opposed), reports a Washington Post-ABC News poll.  
Cutting health programs is opposed by overwhelming majorities (69 percent Medicaid, 78 
percent Medicare). The likely outcome is therefore the opposite.

The Program on International Policy Attitudes surveyed how the public would eliminate the  
deficit. PIPA director Steven Kull writes, “Clearly both the administration and the Republi-
can-led House (of Representatives) are out of step with the public’s values and priorities in 
regard to the budget.”

The survey illustrates the deep divide: “The biggest difference in spending is that the pu-
blic favored deep cuts in defense spending, while the administration and the House propo-
se modest increases. The public also favored more spending on job training, education 
and pollution control than did either the administration or the House.”

The final “compromise” – more accurately, capitulation to the far right – is the opposite  
throughout, and is almost certain to lead to slower growth and long-term harm to all but the 
rich and the corporations, which are enjoying record profits.

Not even discussed is that the deficit would be eliminated if, as economist Dean Baker has 
shown, the dysfunctional privatized health care system in the U.S. were replaced by one 
similar to other industrial societies’, which have half the per capita costs and health outco-
mes that are comparable or better.

The financial institutions and Big Pharma are far too powerful for such options even to be  
considered, though the thought seems hardly Utopian. Off the agenda for similar reasons 
are other economically sensible options, such as a small financial transactions tax.

Meanwhile  new gifts  are  regularly  lavished on Wall  Street.  The House Appropriations 
Committee cut the budget request for the Securities and Exchange Commission, the prime 
barrier against financial fraud. The Consumer Protection Agency is unlikely to survive in -
tact.

Congress wields other weapons in its battle against future generations. Faced with Repu-
blican opposition to  environmental  protection,  American Electric  Power,  a  major  utility,  
shelved “the nation’s most prominent effort  to capture carbon dioxide from an existing 
coal-burning power plant, dealing a severe blow to efforts to rein in emissions responsible 
for global warming,” The New York Times reported.

The self-inflicted blows,  while  increasingly powerful,  are not  a recent  innovation.  They 
trace back to the 1970s, when the national political economy underwent major transforma-
tions, ending what is commonly called “the Golden Age” of (state) capitalism.

Two major elements were financialization (the shift of investor preference from industrial 
production to so-called FIRE: finance, insurance, real estate) and the offshoring of produc-
tion. The ideological triumph of “free market doctrines,” highly selective as always, admi-
nistered further blows, as they were translated into deregulation, rules of corporate gover-
nance linking huge CEO rewards to short-term profit, and other such policy decisions.

The resulting concentration of wealth yielded greater political power, accelerating a vicious 
cycle that has led to extraordinary wealth for a fraction of 1 percent of the population, 
mainly CEOs of major corporations, hedge fund managers and the like, while for the large 
majority real incomes have virtually stagnated.
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In parallel, the cost of elections skyrocketed, driving both parties even deeper into corpora-
te pockets. What remains of political democracy has been undermined further as both par-
ties have turned to auctioning congressional leadership positions, as political economist 
Thomas Ferguson outlines in the Financial Times.

“The major political parties borrowed a practice from big box retailers like Walmart, Best 
Buy or Target,” Ferguson writes.  “Uniquely among legislatures in the developed world, 
U.S. congressional parties now post prices for key slots in the lawmaking process.” The le-
gislators who contribute the most funds to the party get the posts.

The result, according to Ferguson, is that debates “rely heavily on the endless repetition of 
a handful of slogans that have been battle-tested for their appeal to national investor blocs 
and interest groups that the leadership relies on for resources.” The country be damned.

Before the 2007 crash for which they were largely responsible, the new post-Golden Age 
financial institutions had gained startling economic power, more than tripling their share of  
corporate profits. After the crash, a number of economists began to inquire into their functi-
on in purely economic terms. Nobel laureate Robert Solow concludes that their general im-
pact may be negative: “The successes probably add little or nothing to the efficiency of the  
real economy, while the disasters transfer wealth from taxpayers to financiers.”

By shredding the remnants of political democracy, the financial institutions lay the basis for  
carrying the lethal process forward – as long as their victims are willing to suffer in silence.

(Noam Chomsky’s most recent book is ''9-11: Tenth Anniversary.'' Chomsky is emeritus  
professor of  linguistics and philosophy at the Massachusetts Institute of Technology in  
Cambridge, Mass.)
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